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Abréviations

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

NDG Nachrichtendienstgesetz

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

EU Européische Union

EDOB Eidgendssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeauftragter

BUPF Bundesgesetz betreffend die Uberwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs

BV Bundesverfassung

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Prévention)

SSV Schweizer Schiesssportverband

IZRS Islamischer Zentralrat Schweiz

Fedpol Bundesamt fur Polizei

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

LRens Loi sur le renseignement

EPF Ecole polytechnique fédérale

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

UE Union européenne

PFPDT Préposé fédéral a la protection des données et a la transparence

LSCPT Loi fédérale sur la surveillance de la correspondance par poste et
télécommunication

Cst Constitution fédérale

RTS Radio Télévision Suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

SRC Service de renseignement de la Confédération
(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

FST Fédération sportive suisse de tir

CCIS Conseil Central Islamique Suisse

Fedpol Office fédéral de la police
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 24.09.2016
KARIN FRICK

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Ordre juridique
Sécurité extérieure

Lange bevor der Bundesrat Mitte Juni 2016 mit seiner Medienkonferenz den
Abstimmungskampf zum Nachrichtendienstgesetz offiziell er6ffnete, wurde das Thema
breit in der Offentlichkeit diskutiert. Anlass dazu boten etwa die Terroranschlage in
Brussel vom 22. Marz 2016, in deren Nachgang burgerliche Sicherheitspolitikerinnen
und -politiker den Bundesrat dazu aufforderten, dem Nachrichtendienst per
dringlichem Bundesbeschluss schleunigst zu den notwendigen Kompetenzen zu
verhelfen. Man kénne nicht warten, bis das neue NDG nach der
Referendumsabstimmung vom September in Kraft treten kdnne; die jungsten Anschlage
hatten gezeigt, «dass die Bedrohung durch Terrorismus real ist», erklarte die
Présidentin der SiK-NR, Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), gegenlber der NZZ. In
Zeiten wie diesen sei es «unsinnig», dass der NDB in seiner Arbeit behindert werde,
zitierte die «Tribune de Genéve» dazu SiK-SR-Président Isidor Baumann (cvp, UR). Der
NDB sei momentan «blind und taub», mahnte der Genfer Sicherheitsdirektor Pierre
Maudet (GE, fdp) an gleicher Stelle. Obschon die Forderung unerfillt verhallte, lagen die
Hauptargumente flur das neue Nachrichtendienstgesetz damit schon einmal auf dem
Tisch.

Dass ein grosser Teil der Schweizer Bevolkerung ahnlich dachte, zeigte die im Mai
verdffentlichte Studie «Sicherheit 2016» der ETH Zurich. Darin schéatzten rund drei
Viertel der Befragten die weltpolitische Lage (eher) pessimistisch ein, wobei die
Erhebungen bereits im Januar und damit vor den Terrorattacken in Brussel
stattgefunden hatten. Damit einher gingen ein gegentuber dem Vorjahr gestiegenes
subjektives Unsicherheitsempfinden sowie die klare Unterstitzung von Massnahmen
zur Wahrung der inneren Sicherheit wie Datensammlungen Uber verdachtige Personen,
Armeeeinsatze zur Sicherstellung von Ruhe und Ordnung, die Aufstockung der
Polizeikorps, VideolUberwachung im 6ffentlichen Raum oder vorsorgliche Verhaftungen.
Von einer gewissen Ambivalenz zeugten die Antworten zum Verhéltnis von Freiheit und
Sicherheit: 55 Prozent der Befragten waren der Meinung, dass der Staat die Sicherheit
der Bevolkerung auch auf Kosten der persdnlichen Freiheit garantieren solle,
gleichzeitig wirden sich aber ebenfalls 55 Prozent fir Freiheit statt Sicherheit
entscheiden, wenn sie gezwungen waren, eins der beiden zu wéhlen. Zwei Drittel
beflirworteten aber die Terrorismusbekampfung auch unter Einschrankung der
personlichen Freiheit - ein Ergebnis, das «Wasser auf die Mihlen der Beflrworter» des
neuen NDG sei, wie das St. Galler Tagblatt resimierte.

Weiteren Impetus fand die Befurworterseite in der Tatsache, dass sich offenbar auch
der IZRS an der Unterschriftensammlung gegen das NDG beteiligt hatte, wie die
Luzerner Zeitung Mitte Juni bekannt machte. Die umstrittene islamische Organisation
sehe im NDG ein «Vehikel gegen Muslime», in dessen Fokus «je nach politischem
Klima» auch andere Gruppen geraten kénnten, weshalb Mediensprecher Qaasim Illi zur
Unterschrift gegen das NDG aufgerufen habe. Im Einsatz fir das NDG sah man sich
dadurch bestéatigt, denn es sei «bezeichnend», dass «ein Verein wie der IZRS, der
selber im Fokus des NDB stehen kénnte», gegen das Gesetz mobil mache, zitierte die
Zeitung Ida Glanzmann-Hunkeler. Sogar Bundesrat Guy Parmelin sollte den Widerstand
des IZRS einige Tage spater vor den Medien lakonisch als «beste Werbung flr das
Gesetz» bezeichnen. Die Gegenseite distanzierte sich derweil von «diesen
Extremisten», wie SP-Sprecher Michael Sorg betonte; man sei nicht verbindet und
stehe in keinerlei Kontakt. Aus dem Abstimmungskampf wollte sich der IZRS denn auch
heraushalten, wie er Uber eine Sprecherin verlauten liess.

Auf der Pro-Seite stand neben dem Bundesrat ein Uberparteiliches Ja-Komitee, das
Parlamentarierinnen und Parlamentarier aller grosseren Parteien ausser den Gruinen
vereinte. Im Laufe der Kampagne sprachen sich zudem die Ost- und Westschweizer
Konferenzen der Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren sowie die
Regierungsrate der Kantone Zirich und Schaffhausen fir das NDG aus. Das
Hauptargument fir das neue Gesetz war, dass die Mittel des schweizerischen
Nachrichtendienstes an die aktuelle Bedrohungslage angepasst werden mussten, denn
mit seinen heutigen Instrumenten kdnne er die Schweiz nicht ausreichend vor den sich
standig verandernden und komplexer werdenden Gefahren schutzen. Der NDB sei
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schlicht «uUberholt», konstatierte FDP-Nationalratin Corina Eichenberger (fdp, AG)
gegenuber der Presse. Klar konne das Risiko nicht vollstdndig eliminiert werden, aber es
seien schon viele Attentate dank Uberwachung verhindert worden, pries SVP-
Ratskollege Raymond Clottu (svp, NE) die neuen Uberwachungsméglichkeiten an. Als die
Ziele des NDG nannte Verteidigungsminister Guy Parmelin einerseits die praventive
Uberwachung der «gefahrlichsten Individuen» (NZZ) sowie andererseits die
Erschwerung von Cyberangriffen und -spionage, wie im Fall der Ruag, der Anfang 2016
aufgedeckt worden war. Als weiteren Vorzug des neuen Gesetzes hob NDB-Chef Markus
Seiler die Vereinfachung der internationalen  Zusammenarbeit in der
Terrorismusbekampfung hervor. Gleichzeitig warnte er vor einer Schwachung der
internationalen Stellung der Schweiz, sollte das Gesetz abgelehnt werden, denn je
weniger eigene nachrichtendienstliche Erkenntnisse die Schweiz habe, umso grésser
sei die Gefahr, von auslandischen Geheimdiensten instrumentalisiert zu werden. Es sei
aber mitnichten die Absicht des neuen Gesetzes, alle Blrgerinnen und Blrger zu
Uberwachen und selbstverstandlich misse Missbrauch verhindert werden, betonte
Bundesrat  Parmelin  weiter. Auch das Komitee erklarte, umfassende
Kontrolimechanismen und eine gut ausgebaute Aufsicht Uber den Nachrichtendienst
verhinderten, dass ein Uberwachungsstaat geschaffen werde. Die Befiirworterinnen
und BeflUrworter wurden nicht mide zu betonen, dass das NDG das Gleichgewicht
zwischen individueller Freiheit und Sicherheit wahre und letztlich schlicht notwendig
sei - oder mit den Worten von SP-Nationalratin Rebecca Ruiz (sp, VD) in der «Tribune
de Geneve»: «Wir kénnen nicht bei Windows 95 und Walkie-Talkies bleiben.» Der
Status quo sei eine Reaktion auf den Fichenskandal in den 1990er-Jahren gewesen,
erklarte auch EDOB Adrian Lobsiger gegentiber der Sonntagszeitung. Seither hatten sich
die Welt verandert und die Sicherheitslage verscharft. Auch er bezeichnete das NDG als
«Kompromiss zwischen Freiheit und Sicherheit», liess sich aber nicht auf eine explizite
Abstimmungsempfehlung hinaus. Zum frihen Zeitpunkt des offiziellen Kampagnenstarts
Mitte Juni sagte Bundesrat Parmelin, er wolle eine «padagogische»
Abstimmungskampagne fihren, um der Bevoélkerung angesichts des heiklen und
komplexen Themas genau zu erkléren, was die Neuerungen seien und warum sie notig
seien.

Die Kontra-Seite bestand hauptséchlich aus dem Referendumskomitee «BlUndnis gegen
den Schniuffelstaat», das von den Grunen, der SP, den Juso, der Piratenpartei, der
Gewerkschaft Syndicom, der Digitalen Gesellschaft, dem Verein Grundrechte.ch sowie
dem Chaos Computer Club unterstitzt wurde. Ein blrgerlich gepragtes Gegenkomitee
um die burgerlichen Jungparteien, kritische Parlamentarierinnen und Parlamentarier
von SVP bis GLP sowie die Operation Libero, das liberale Argumente gegen das NDG
anflihren wollte, zerbrach hingegen, bevor es sich formieren konnte. Man habe das NDG
gleichzeitig mit dem BUPF bekdmpfen wollen, aber mit dem Scheitern des BUPF-
Referendums sei die Gruppe auseinandergefallen, schilderte der Koordinator und
stellvertretende SGV-Direktor Henrique Schneider dem St. Galler Tagblatt. So
dominierten denn auch die von links gedusserten Bedenken das Argumentarium der
Gegnerschaft. Weil es dem NDB erlaube, auf Basis blosser Vermutungen zu agieren,
gehe das neue Nachrichtendienstgesetz zu weit, so das Hauptargument des Nein-
Lagers. Juso-Prasidentin Tamara Funiciello nannte das NDG einen «Schritt Richtung
Massenlberwachung». Mit dem Gesetz wurden alle Birgerinnen und Blrger zu
Verdachtigen gemacht, sodass der NDB letztlich jeden zum potenziellen Terroristen
«emporstilisieren» kdnne, kritisierte der Prasident des Vereins Grundrechte.ch, Viktor
Gyorffy. Das von der Beflrworterseite propagierte Gleichgewicht zwischen individueller
Freiheit und Sicherheit konnte die Gegnerschaft nirgends erkennen. Mit der Starkung
des Nachrichtendienstes kreiere man nur eine «lllusion von Sicherheit», bemangelte
der Grine Nationalrat Balthasar Glattli (gp, ZH). Die Attentater von Paris und Brissel
seien sehr wohl nachrichtendienstlich oder polizeilich bekannt gewesen, aber
nichtsdestotrotz héatten die Anschlége nicht verhindert werden kdénnen. Dass eine
parlamentarische oder juristische Kontrolle die Aktivitdten des NDB und damit die
Eingriffe in die Grundrechte wirklich begrenzen kénne, sei ebenfalls «illusorisch», so
Gyorffy weiter. Glattli sah das Gesetz ausserdem - sowohl aufgrund der
Zusammenarbeit mit auslandischen Nachrichtendiensten als auch wegen der
Méglichkeit zum Eindringen in auslandische Computersysteme - als Gefahr fur die
Neutralitat der Schweiz. Zudem missbilligte die Gegnerschaft, dass der Staat durch den
Kauf von Trojanern den Schwarzmarkt fur Sicherheitslicken und das organisierte
Verbrechen férdere.

Insgesamt verlief die &ffentliche Debatte Uber lange Zeit unaufgeregt und angesichts
der Tragweite des Themas eher sparlich. Erst rund drei Wochen vor dem
Abstimmungssonntag, im Anschluss an die SRF-«Arena» zum NDG, gewann sie «doch
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DEBAT PUBLIC
DATE: 15.08.2017
KARIN FRICK

noch etwas an Temperatur», wie der Tages-Anzeiger kommentierte. Dabei stand das
Instrument der Kabelaufklarung im Fokus, in der die Gegenseite nichts anderes als die
verdachtsunabhangige MassenlUberwachung erkannte. Die Beteuerung, es werde nur
der grenziberschreitende, nicht aber der inldndische Internetverkehr Uberwacht, sei
bedeutungslos, da etwa sehr viele E-Mails Uber auslandische Server verschickt wirden,
auch wenn sich Sender und Empfanger in der Schweiz befanden. Ein viel genanntes
Argument gegen diese Art der Uberwachung war die Suche nach der sprichwértlichen
Nadel im Heuhaufen, die eben nicht einfacher werde, wenn man den Heuhaufen
vergrossere. NDG-Fursprecherin Corina Eichenberger hielt dem in der «Tribune de
Genéve» entgegen, man werde im Internetverkehr schon nach sehr eng definierten
Schlagworten suchen, und nicht einfach nach «lslam» oder «Bombe». Ausserdem
fhrte die Pro-Seite an, der NDB verflige gar nicht Uber genug Ressourcen fur eine
solche Massenuberwachung. Der Bundesrat sprach bis zuletzt von rund zehn Féllen pro
Jahr, in denen bewilligungspflichtige Beschaffungsmassnahmen eingesetzt wirden, wie
er auch schon dem Parlament erklart hatte. In den Medien wurde diese Zahl jedoch in
Zweifel gezogen, da sich seit den parlamentarischen Beratungen die Bedrohungslage
durch vermehrte Anschlége in Europa - die bisher folgenschwersten in Paris und
Brissel - und die zunehmende Anzahl Dschihad-Reisender aus der Schweiz verscharft
habe. Wéhrend das VBS die Zahl als Durchschnittswert, der mit der Bedrohungslage
variieren kénne, verteidigte, sprach Ida Glanzmann-Hunkeler eher von 20 bis 25 Fallen
pro Jahr, wobei diese Schatzung nicht statistisch extrapoliert, sondern «mehr ein
Geflihl» sei, wie sie gegenuber dem Tages-Anzeiger erklarte. NDG-Gegner Balthasar
Glattli sah in diesem Zahlenwirrwarr geméss St. Galler Tagblatt ein Indiz daflir, dass «die
staatlichen Schnuffler wesentlich hungriger» seien, als sie es «vor der Abstimmung
zugeben» wollten. Wie der Tages-Anzeiger feststellte, wurde der Abstimmungskampf
gegen Ende zum «Streit der Begrifflichkeiten», der sich vor allem um die Definition von
Massenlberwachung drehte. Es sei die Antwort auf die von Beat Flach (glp, AG) in der
«Arena» gestellte Frage, ob es wirklich so furchtbar sei, dass in Zukunft alles zuerst
durch den Filter des NDB gehe, die Beflrworter und Gegner des NDG trenne,
konstatierte dieselbe Zeitung.

Die ab Mitte August durchgeflihrten Umfragen zeigten schon von Anfang an eine breite
Unterstlitzung von knapp 60 Prozent fur das NDG, die bis zur letzten Umfragewelle
Mitte September ungeféahr konstant blieb. Als wichtigste Argumente identifizierten die
Befragungen die Beflirchtung méglichen Missbrauchs neuer Technologien auf der Pro-
sowie den mangelhaften Schutz der Privatsphare auf der Kontra-Seite. Bei den
blrgerlichen Parteien wollte die Mehrheit der Basis Ja stimmen, wéhrend die
Anhéngerschaft der linken Parteien mehrheitlich ein Nein einlegen wollte. Damit hatte
das NDG gute Voraussetzungen, das Referendum ungeféhrdet zu passieren. '

Sécurité intérieure

Im Vorfeld der Verabschiedung der - als Folge der Terroranschlage von Paris im
November 2015 - angepassten EU-Waffenrichtlinie (2017/853) durch das Europaische
Parlament am 14. Marz 2017 regte sich in der Schweizer Waffenlobby erneut lautstarker
Widerstand gegen die bevorstehende Verscharfung des Waffenrechts. Als Schengen-
Vertragsstaat ist die Schweiz verpflichtet, Weiterentwicklungen des Schengen-
Besitzstands nachzuvollziehen, worunter auch die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie
fallt. Dazu muss die Schweiz etwa die Registrierungspflicht fur Waffen verscharfen und
den Onlinehandel sowie den Besitz halbautomatischer Waffen flr Privatpersonen
einschranken. Bereits im Februar 2017 berichtete die Sonntagszeitung von der
geplanten Gridndung einer neuen parlamentarischen Gruppe <«FUr ein liberales
Waffenrecht», welche sich unter dem Co-Présidium von SVP-Nationalrat Jean-Luc
Addor (VS) und FDP-Standerat Josef Dittli (UR) dem Kampf gegen ein verschérftes
Waffenrecht verpflichten werde. Auch der Schweizer Schiesssportverband (SSV) hatte
zusammen mit ProTell und der Interessengemeinschaft Schiessen schon das
Referendum angekilindigt, sollte die Schweiz die verscharften Regeln GUbernehmen. Im
Anschluss an die Verabschiedung der angepassten Richtlinie durch das Europaische
Parlament und deren Bestatigung durch den Ministerrat meldeten sich in der Presse
wiederholt Schutzenvertreter zu Wort und Ubten harsche Kritik am vorgesehenen
nationalen Waffenregister, am Zwang zur Vereinsmitgliedschaft oder am Verbot von
Gewehrmagazinen mit mehr als zehn Schuss. Durch die neuen Regelungen wirden sie
an der Ausubung ihres Hobbys gehindert, kriminalisiert und «in den gleichen Topf wie
die Terroristen gesteckt», wie die Luzerner Zeitung SVP-Nationalrat Werner Salzmann
(BE) zitierte. Bestraft wlrden jene, die sich an das Recht halten, pflichtete ihm die
Prasidentin des SSV, die Berner alt-Regierungsratin Dora Andres, bei.
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Konsequenz einer Nichtibernahme der Richtlinie kénnte der Ausschluss der Schweiz
aus dem Schengen-Vertrag und damit verbunden auch aus dem Dubliner Abkommen
sein, dank dessen die Schweiz heute viele Asylgesuche an andere europaische Staaten
abgeben kann. Darin begriindet liegt die sowohl von liberaler als auch von linker Seite
geausserte Befurchtung einer neuen europapolitischen Grundsatzabstimmung.
Wahrend liberale Kreise zur Verhinderung einer solchen auf Ausnahmebestimmungen in
der Umsetzung der Richtlinie hofften, betonte SP-Nationalratin Chantal Galladé (ZH), es
sei wichtig aufzuzeigen, dass die Mitgliedschaft im Schengen-Raum fur die Sicherheit
der Schweiz eine zentrale Rolle spiele. Sollten sich die Waffenlobby und die SVP, welche
schon lange Kritik am Schengen-Abkommen Ubte, in der Abstimmung durchsetzen
kénnen, drohe der Schweiz «erneut eine europapolitische Baustelle», so Galladé im
Tages-Anzeiger. Dass das angedrohte Referendum durch die Aushandlung weiterer
Sonderregelungen fur die Schweiz verhindert werden kénnte, wurde in der
Bundesverwaltung jedoch angezweifelt. Die Schweiz habe bereits in der
Entstehungsphase der Richtlinie dahingehend einzuwirken versucht und dabei
wenigstens eine Ausnahme errungen, dass Schweizer Armeeangehérige die
Ordonnanzwaffe nach dem Ende der Dienstzeit weiterhin behalten dirfen, obwohl das
Sturmgewehr neu eigentlich in die Kategorie der verbotenen Waffen fallt. SSV-
Geschaftsfuhrer Beat Hunziker legte unterdessen keine grosse Kompromissbereitschaft
an den Tag und erklarte, man nehme mit dem Referendum eine allféllige Kiindigung von
Schengen/Dublin in Kauf. SSV-Prasidentin Dora Andres glaubte gar nicht erst daran,
dass dieser Fall eintreten konnte; der Streitwert sei in dieser Sache zu gering, um die
Schweiz tatsachlich vom Schengen-Abkommen auszuschliessen. Es wurde jedoch auch
Kritik an der «<Fundamentalopposition» der Schitzenlobby laut; gerade weil die EU der
Schweiz einen Ausnahmeparagraphen fur das Sturmgewehr zugestanden habe, sei diese
«unbegreiflich», ausserte sich etwa die Zlircher SP-Nationalratin Priska Seiler Graf
gegenlber der Luzerner Zeitung. Es «ware ein absoluter Verhéltnisblddsinn» flr die
Interessen der Schitzen die Errungenschaften aus Schengen/Dublin wie den
polizeilichen Informationsaustausch, Erleichterungen im Reiseverkehr und die
européische Zusammenarbeit in Asylverfahren zu opfern. Auch Justizministerin
Simonetta Sommaruga zeigte sich in der Presse wenig erfreut Uber die heftige und ihrer
Meinung nach verfrihte Reaktion der Schitzen. Sie nehme die Sorgen wahr, aber der
Ubliche Weg der Gesetzgebung stehe noch bevor, weshalb man ktuhlen Kopf bewahren
solle.

In der Zwischenzeit beschéftigten sich verschiedenste parlamentarische Vorstdsse mit
der anstehenden Ubernahme der EU-Richtlinie ins schweizerische Recht. So wollte
beispielsweise Chantal Galladé zusammen mit den Nationalratskolleginnen Barbara
Schmid-Federer (cvp, ZH) und Kathrin Bertschy (glp, BE) die Gunst der Stunde nutzen,
um mit drei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen (17.426, 17.427 und 17.428)
ein umfassendes Waffenregister fir die Schweiz zu fordern. Gemass «Sonntags-Blick>»
hofften die Initiantinnen, damit Druck zu machen, dass ein solches in die
Vernehmlassungsvorlage zur Umsetzung der EU-Richtlinie einfliessen sollte. Der
Aargauer FDP-Standerat und Hobbyschutze Philipp Miller machte sich indes Sorgen um
die Schweizer Schiesstradition und stellte dem Bundesrat mittels Interpellation (Ip.
17.3255) die Frage nach der «Vereinbarkeit der Schweizer Schiesstradition mit der EU-
Waffenrichtlinie», wie auch der Titel des Vorstosses lautete. Gegentuber dem Tages-
Anzeiger erklarte Miller es zum Ziel, «Schengen/Dublin zu behalten und dabei das
traditionelle Schiesswesen nicht zu gefédhrden.» CVP-Nationalrat Yannick Buttet (VS)
stellte dem Bundesrat ebenfalls mittels einer Interpellation (Ip. 17.3280) die Frage nach
den Auswirkungen der EU-Beschllisse zum Waffenrecht auf die Schweiz und Werner
Salzmann wollte dem Bundesrat per Motion gar «verbieten, die neuen Regeln zu
Ubernehmen», wie es der «Blick» formulierte. Er hatte im letzten Jahr bereits eine
Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch die EU entwaffnen!» eingereicht, die
im Marz 2017 im Nationalrat auf breite Zustimmung gestossen war.

Da die EU-Richtlinie nicht direkt anwendbar ist, besteht bei der Uberfiihrung ins
nationale Recht ein gewisser Spielraum, den die Schweiz auch nutzen wolle, wie das
Fedpol im Mai verlauten liess. So solle sich flir enemalige Armeeangehdrige, die bereits
im Besitz eines Sturmgewehrs sind, nichts andern. Die neuen Regeln sollen erst flr jene
gelten, die zuklnftig eine halbautomatische Waffe kaufen oder nach dem Ende der
Dienstpflicht behalten wollen. Doch anstatt zu beschwichtigen, liess diese Ankindigung
die Wogen erneut hochgehen. Die Basler Zeitung schrieb fortan von der «Entwaffnung
auf Zeit» und witterte dahinter die «Wahrung des Besitzstandes fur ehemalige
Wehrmanner», um die Fuhrungsriege der Schitzen vom Referendum abzubringen. Die
obligatorische Mitgliedschaft in einem Schitzenverein hingegen solle letztere «milde
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 13.03.2018
KARIN FRICK

stimmen» und sei darUber hinaus juristisch fragwirdig, da sie gegen die negative
Vereinigungsfreiheit laut Art. 23 Abs. 3 BV verstosse, so die Behauptung. Wahrend
Werner Salzmann im «Blick» erneut betonte, das scharfere Waffenrecht verhindere
keinen Terroranschlag und rette kein Menschenleben, aber schikaniere die Schitzen
und sei ein «Burokratiemonster», stellte Werner Hohler, Interimsprasident von ProTell,
gegenuber der Basler Zeitung unmissverstandlich klar: «Wir akzeptieren keine noch so
minimale Verscharfung des Waffenrechts, sondern wir wehren uns mit allen politischen
und rechtlichen Mitteln dagegen.»

Mitte Juni 2017 fallte der Bundesrat sodann die formale Entscheidung, dass er die EU-
Feuerwaffenrichtlinie akzeptieren und diese ins Schweizer Recht Gbernehmen will. Die
angekindigte «pragmatische» Umsetzung solle nun weder ein zentrales Waffenregister
noch eine Beschréankung der Gewehrmagazine auf zehn Schuss enthalten. Auch im
letzten wesentlichen Streitpunkt, der Pflicht zur Vereinsmitgliedschaft und zum
regelmassigen Uben an der Waffe als Voraussetzungen fir den FErwerb einer
halbautomatischen Waffe, worunter auch die Armeewaffe fallt, signalisierte der
Bundesrat Gesprachsbereitschaft. ProTell sah genau darin jedoch die Einfihrung eines
Bedurfnisnachweises, wie er 2011 vom Volk abgelehnt worden war, und hielt zusammen
mit weiteren Schutzenkreisen und der SVP trotz aller Zugestéandnisse an der
Referendumsdrohung fest. Unter den burgerlichen Politikern, die sich anfanglich noch
in breiter Front gegen eine Ubernahme der Richtlinie gewehrt hatten, bréckelte der
Widerstand jedoch. Wegen so kleiner Einschrankungen wie der Mitgliedschaft in einem
Schutzenverein solle Schengen/Dublin nicht aufs Spiel gesetzt werden, war vermehrt zu
vernehmen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung der Richtlinie wird noch im Herbst
2017 erwartet. ?

Wie im vergangenen Dezember schon der Stdnderat und dessen sicherheitspolitische
Kommission stellte im Frihjahr 2018 auch die SiK-NR Handlungsbedarf im
Informationssicherheitsmanagement  des  Bundes  fest. Anders als ihre
Schwesterkommission, der die kleine Kammer widerstandslos gefolgt war, zweifelte die
nationalratliche Kommission jedoch am Mehrwert, den das
Informationssicherheitsgesetz mit sich bréchte. Die bedeutendsten Unbekannten im
Gesetzgebungsprojekt waren nach wie vor die Kosten und der Personalaufwand im
Zusammenhang mit der Umsetzung. Wahrend sich der Stéanderat mit der Zusicherung
zufriedengegeben hatte, zu den Kosten spéter noch einmal konsultiert zu werden,
beauftragte die SiK-NR die Verwaltung, die Kosten und den Personalaufwand fur
verschiedene mogliche Sicherheitsniveaus zu beziffern. Es wurden also drei mogliche
Szenarien vorgestellt: Ambitionsniveau 1 mit Kosten von CHF 5 Mio. und 9,5 bis 15,5
zusatzlichen Stellen, Ambitionsniveau 2 mit Kosten von CHF 33 bis 58 Mio. und 42
zusatzlichen Stellen sowie Ambitionsniveau 3 mit Kosten von CHF 62 bis 87 Mio. und 78
zusétzlichen Stellen. Fir die Kommissionsmehrheit standen diese betrachtlichen
Kosten in einem ungenlgenden Verhéltnis zum Ertrag und darlber hinaus beflirchtete
sie, der neu geschaffene, komplexe Informationsschutzapparat koénnte eine
Eigendynamik entwickeln und sich zunehmend der Kontrolle durch das Parlament
entziehen. Aus diesen Grinden beantragte die Mehrheit der SiK-NR ihrem Rat
Nichteintreten. Eine Minderheit erachtete hingegen den gesamtheitlichen Ansatz der
Vorlage als zentral, um die Informationssicherheit beim Bund zu verbessern. Sie hielt
die Kosten flr vertretbar, da dadurch Sicherheitsllicken geschlossen und die
Koordination erheblich verbessert werden kénne. Einen drohenden Kontrollverlust des
Parlaments sah sie nicht und beantragte folglich Eintreten. Die Eintretensdebatte
gestaltete sich dementsprechend umfangreich, kontrovers und emotionsgeladen.

Die burgerlichen Fraktionen machten sich - mit Ausnahme der BDP - flir den
Nichteintretensantrag stark. Die Kosten entsprachen einer «Blackbox» und es sei
«unseriés», nur auf Annahmen gestutzt zu entscheiden; anstatt Experimente zu
machen, sollten besser bestehende Gesetze angepasst werden, um die Sicherheit zu
gewahrleisten, so Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) als Vertreterin der CVP-Fraktion.
David Zuberbihler (svp, AR) legte die Ansicht der SVP-Fraktion dar: Das Gesetz sei ein
neues «Blrokratiemonster», biete nur «Scheinsicherheit» und sei einen konkreten
Nutzennachweis bisher schuldig geblieben, weshalb es «brandgefahrlich» sei, darauf
einzutreten. Fur die FDP-Fraktion waren vor allem die Bedenken bezuglich der
Kostenfolgen ausschlaggebend daflir, dass man nicht auf das Uberladene Gesetz und
den damit verbundenen «Blindflug» eintrete. Demgegentber stellte BDP-
Fraktionssprecherin Rosmarie Quadranti (bdp, ZH) Eintreten als alternativios dar;
angesichts des Handlungsbedarfs sei Nichtstun jetzt «fahrlassig». Priska Seiler Graf (sp,
ZH) hielt als Vertreterin der SP-Fraktion eine regelrechte Brandrede flr Eintreten: Das
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Gesetz werde dringend bendtigt und es sei «fatal», dass anstelle der Sicherheitsfragen
vielmehr die finanziellen Folgen im Zentrum der Beratungen in der
sicherheitspolitischen ~ Kommission gestanden hatten. Sie warf der SiK
«Arbeitsverweigerung» vor und wies darauf hin, dass man nach dem Eintreten die
Méglichkeit hatte, das - je nach Ansicht Uberladene, unberechenbare oder lickenhafte
- Gesetz zu <«entrimpeln». Arbeitsscheue sei in diesem Fall jedoch «geradezu
verantwortungslos», denn auch ein Versaumnis ziehe unbezifferbare Kosten nach sich.
Ins gleiche Horn blies auch der Grinen-Vertreter Balthasar Glattli (gp, ZH), indem er
Nichteintreten als «Dienstverweigerung» bezeichnete und argumentierte, dass
Informationssicherheitslecks sowohl Reputations- als auch Finanzschaden zur Folge
hatten. Auch Beat Flach (glp, AG) als Sprecher der GLP-Fraktion erschien es
unverstandlich, weshalb trotz erkanntem Handlungsbedarf nicht eingetreten werden
sollte; ein weiteres Mal fiel das Wort «Arbeitsverweigerung». Die Abstimmung ergab
schliesslich 117 zu 68 Stimmen fur Nichteintreten (8 Enthaltungen). Obschon die
Fraktionen der BDP, der SP, der Grinen und der GLP geschlossen flr Eintreten
votierten, besiegelte die geballte Stimmkraft des SVP-/FDP-/CVP-Blocks mit nur drei
Abweichlern den Nichteintretensentscheid. *

Armée

Armée et société

Der Bundesrat hatte 2005 in Erfullung eines Postulats erstmals Bericht Uber die
Thematik der im Ausland erbrachten privaten Sicherheitsdienstleistungen erstattet.
2010 gelangte die Frage wieder auf die Agenda, als im basel-stadtischen Handelsregister
eine entsprechende Firma eingetragen wurde. Die Sicherheitspolitische Kommission
(SiK) des Stédnderates hatte daraufhin eine Motion eingereicht und ein Bewilligungs- und
Kontrollsystem fur Sicherheitsfirmen gefordert. Die angenommene Motion flhrte zum
hier behandelten Gesetzesentwurf, welcher Anfang Juni im Parlament erstmals beraten
wurde. Die Stadnderate zeigten sich mehrheitlich einverstanden mit dem
Gesetzesentwurf. Einzelne Erganzungen und Prazisierungen wurden von Sténderat
Germann (svp, SH) gefordert, jedoch mangels Unterstiitzung zurlickgezogen. Der Kern
des Gesetzesentwurfs wurde nicht angetastet. Die kleine Kammer Uberwies die Vorlage
mit einer minimen Anderung mit 26 zu zwei Stimmen an den Nationalrat. In der
Volkskammer wurde das Geschaft in der Herbstsession behandelt, wobei mehr
Gegenwehr zu verzeichnen war. Zu Beginn der Debatte wurde ein Rickweisungsantrag
Glattli (gp, ZH) verhandelt. Dieser forderte, die im sogenannten Montreux-Dokument
festgeschriebenen Good Practices, welche flur Sicherheitsfirmen gelten sollen,
entsprechend einzuhalten. Gerade weil die Schweiz diesen Prozess angestossen habe,
musse sie im Gesetz glaubwurdig bleiben und die Empfehlungen entsprechend
umsetzen. Die SiK des Nationalrates hatte jedoch der Vorlage mit 20 zu null Stimmen
deutlich grines Licht gegeben und entsprechend im Plenum deren Annahme beantragt.
Einer langen Eintretensdebatte folgte eine deutliche Abstimmung, bei der nur 14 Rate
fur den Ruckweisungsantrag stimmten. Die Detailberatung stellte sich anschliessend
aber doch als zadh heraus. Nicht weniger als zwdlf Minderheitsantrége wurden
eingegeben, die vorwiegend von Evi Allemann (sp, BE) und Beat Flach (glp, AG)
vorgebracht wurden. In der Endabrechnung setzte sich die Kommissionsmehrheit aber
immer durch, wenn auch bisweilen knapp. Die einzige Anderung gegeniiber dem
standeréatlichen Beschluss betraf Prazisierungen in den Vorschriften Uber die
Meldepflicht. Mit 126 gegen zwei Stimmen stimmte der Nationalrat in der
Gesamtabstimmung dem Geschéft deutlich zu. Damit gelangte der Gesetzesentwurf ein
zweites Mal in den Stadnderat, welcher jedoch an seiner Version festhielt, so dass
weiterhin marginale Differenzen zwischen den Réaten bestanden. Nachdem der
Nationalrat als Kompromiss einigen Punkten zustimmte, aber einen Artikel nochmals
anpasste, stimmte in der dritten und letzten Runde der Stéanderat auch diesem Punkt
zu, wobei es lediglich um redaktionelle Details und Begriffsklarungen ging. In den
Schlussabstimmungen stimmten beide Kammern dem Gesetz deutlich zu, mit 40 gegen
zwei Stimmen im Standerat und einstimmig im Nationalrat. Im Zuge der Beratungen
hatte der Nationalrat eine Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt (Kt.lv. 11.308) zum
selbigen Thema abgelehnt. Der Standerat hatte dieser bereits 2011 keine Folge
gegeben. *

1 NZZ,15.1.16; NZZ, TG, 29.3.16; AZ, 1.4.16; NZZ, SGT, 28.5.16; LZ, 10.6.16; Blick, 13.6.16; CdT, LMD, LT, LZ, NZZ, TA, TG, 14.6.16;
BaZ, 15.6.16; So-Bli, 19.6.16; LT, Lib, NZZ, 28.6.16; TG, 21.7.16; TA, 22.7.16; NZZ, 26.7.16; SoZ, 7.8.16; BaZ, NZZ, 11.8.16; NZZ,
13.8.16; Blick, 16.8.16; NZZ, SGT, TG, 17.8.16; BLZ, BaZ, CdT, NZZ, 20.8.16; TA, 23.8.16; NZZ, 25.8.16; TA, TG, 26.8.16; SGT, TA,
27.8.16; BZ, SGT, 30.8.16; BLZ, Blick, NZZ, TG, 31.8.16; AVF, AZ, SN, 1.9.16; Blick, SZ, 2.9.16; Blick, SGT, TA, 3.9.16; SO, 4.9.16;

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.90 - 01.01.20



Exp, TG, 6.9.16; CdT, TA, 7.9.16; SGT, 8.9.16; Blick, 10.9.16; SO, So-Bli, SoZ, 11.9.16; BZ, CdT, TA, TG, 12.9.16; BZ, 13.9.16; BLZ, TA,
14.9.16; AZ, NZZ, SGT, TG, 15.9.16; NZZ, SGT, TA, 16.9.16; TG, 17.9.16; Lib, NZZ,19.9.16; CdT, TG, 20.9.16; SGT, 21.9.16; NZZ, TG,
WW, 22.9.16; SO, 25.9.16

2) NZZ,14.1.17; SoZ, 12.2.17; BaZ, 15.3.17; Blick, 16.3.17; So-Bli, 19.3.17; Blick, 22.3.17; Blick, TA, 24.3.17; TA, 25.3.17; BaZ, 30.3.17;
CdT, 10.4.17; NZZ, 11.4.17; LZ, SGT, TA, 26.4.17; BaZ, 5.5.17; Blick, 13.5.17; BaZ, Blick, 16.5.17; TG, 18.5.17; So-Bli, 28.5.17; TA,
29.6.17; BazZ, 3.6.17; Blick, 10.6.17; BaZ, NZZ,17.6.17; So-Bli, 18.6., 6.8.17; NZZ, 15.8.17

3) AB NR, 2018, S. 377 ff.

4) BBI, 2013, S. 1745 ff., S. 7353 ff.; AB SR, 2013, S. 449 ff., 730 ff., 838 f., 934; AB NR, 2013, S. 1264 ff., 15639 ff. und 1774.;
Montreux-Dokument
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